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Ansätze zur Stärkung einer rechtebasierten Kinder- und 
Jugendhilfe: Ombudsstellen, Aufsicht und Selbstvertre-
tungsorganisationen  
 
Schlusserklärung der 23. Tagung der Internationalen Arbeitsge-
meinschaft für Jugendfragen IAGJ 

Die 23. Tagung der Internationalen Arbeitsgemeinschaft für Jugendfragen (IAGJ) fand vom 
10.9.- 12.9.2024 in Basel statt. Expertinnen und Experten der Kinder- und Jugendhilfe aus 
Deutschland, Luxemburg, den Niederlanden, Österreich und der Schweiz diskutierten das Ta-
gungsthema «Ansätze zur Stärkung einer rechtebasierten Kinder- und Jugendhilfe: Ombuds-
stellen, Aufsicht, Selbstvertretungsorganisationen“. Die Diskussionsergebnisse der Tagung 
sowie die Empfehlungen der IAGJ werden im Folgenden dokumentiert. 
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1 Die Rechte junger Menschen in der Kinder- und Jugendhilfe  

In allen fünf Ländern, die sich in der IAGJ zusammengeschlossen haben (Deutschland, Luxemburg, 
Niederlande, Österreich, Schweiz), wurden in den vergangenen Jahren Strategien und Handlungsfor-
men entwickelt, die darauf zielen, die Rolle der Adressat:innen der Kinder- und Jugendhilfe zu stär-
ken. In vielen Fällen verbinden sie sich mit der Anerkennung von Kindern und Jugendlichen als Trä-
ger:innen von Grundrechten und dem Anliegen, die UN-Kinderrechtskonvention (UN-KRK) und die 
UN-Konvention für die Rechte von Menschen mit Beeinträchtigungen und Behinderungen (UN-BRK) 
in der Kinder- und Jugendhilfe umzusetzen. Dies rückt diese Strategien und Handlungsformen in die 
Nähe der Diskussion um eine rechtebasierte Kinder- und Jugendhilfe.  

«Rechtebasierte Kinder- und Jugendhilfe» ist in der Fachdiskussion als ein «fachpolitisches Konzept 
mittlerer Reichweite»1 (Schröer 2023:133) charakterisiert worden, das auf folgenden Feststellungen 
beruht:  

(1) Junge Menschen sind Träger:innen garantierter und unverlierbarer persönlicher und sozi-
aler Grundrechte.  

(2) Kinder- und Jugendhilfe hat die Aufgabe, die persönlichen und sozialen Rechte von Kin-
dern und Jugendlichen zu stärken – sowohl innerhalb als auch ausserhalb ihrer Angebots-
strukturen.  

(3) In den Strukturen und Praxen der Kinder- und Jugendhilfe zeigen sich gegenwärtig viel-
schichtige und widersprüchliche Umgangsweisen mit den Grundrechten junger Menschen: 
das Spektrum reicht von der aktiven Förderung, über Indifferenz und Ignoranz bis hin zu Ver-
letzung dieser Grundrechte (vgl. Schröer 2023:134).  

Die IAGJ versteht das Konzept einer rechtebasierten Kinder- und Jugendhilfe als wichtigen und wei-

senden Reformimpuls: die Rechte junger Menschen sind sowohl normativer Bezugspunkt für kritische 

Analysen der Praxis der Kinder- und Jugendhilfe als auch Kriterium und Zielgrösse für deren Weiter-

entwicklung. Für die Analysen wie auch für die Entwürfe der Weiterentwicklung sind folgende Ebenen 

relevant: die rechtliche Ebene, die organisationale Ebene, die Ebene der Zusammenarbeit verschiede-

ner Organisationen und Akteur:innen im System der Kinder- und Jugendhilfe sowie die Ebene der im 

engeren Sinne fachlichen (sozial-) pädagogischen Konzepte und Handlungspraxen. Dieses Verständ-

nis bildete den Ausgangspunkt der 23. Tagung der IAGJ, die sich (aus pragmatischen Gründen) auf 

drei Ansatzpunkte zur Stärkung einer rechtebasierten Kinder- und Jugendhilfe konzentrierte.    

2 Ansatzpunkte und Empfehlungen zur Stärkung einer rechtebasierten 
Kinder- und Jugendhilfe 

Die Tagung richtete den Blick auf drei Komponenten von Kinder- und Jugendhilfesystemen:  Be-

schwerde- und Ombudsstellen, Aufsicht und Selbstorganisation von (ehemaligen) Adressat:innen 

bzw. Selbstvertretungsorganisationen. Diesen Formen oder Strategien ist folgendes gemeinsam: 

 
1 Mit dem rechtsbasierten Ansatz wird entsprechend weder der Anspruch formuliert, einen umfassend neuen theoretisch-konzeptionellen 

Rahmen für die Kinder- und Jugendhilfe zu schaffen, noch soll mit dem Ansatz ein situatives Erklärungsmodell bereitgestellt werden, mit 
dem sich jegliche Fallkonstruktionen und/oder Problemlagen kritisch reflektieren lassen (vgl. Schröer 2023:133). 
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Ihnen lassen sich besondere Chancen oder Funktionen im Kontext der Stärkung von Rechten zu-

schreiben; sie werden in den elaborierten Kinder- und Jugendhilfesystemen in unterschiedlichen Aus-

prägungen entwickelt und erprobt; sie sind in unterschiedlichen Formen und Graden institutionalisiert.  

2.1 Beschwerde- und Ombudsstellen 

Seit etwa den 1990er Jahren haben sich in vielen europäischen Ländern Ombudspersonen und Om-

budsstellen für Kinderrechte etabliert, vermutlich nicht zuletzt aufgrund von Interventionen des UN-

Ausschusses für die Rechte des Kindes im Rahmen seiner Staatenberichte (vgl. Urban-Stahl / Mey-

sen 2022:5 und 12). Seit 1997 haben Sie sich zu einem europäischen Netzwerk zusammengeschlos-

sen (European Network of Ombudspersons for Children, ENOC), das gegenwärtig in Teilen durch die 

europäische Union finanziert wird. Die zentralen Funktionen, die den Ombudspersonen und Ombuds-

stellen für Kinderrechte gemäß diesem europäischen Netzwerk2 zu kommen, sind (vgl. Urban-

Stahl/Meysen 2022:10):  

➢ „Promote Children’s Rights“: die Förderung der UN-Kinderrechte und ihrer Implementierung in die 

jeweiligen nationalen Rechtsordnungen sowie Institutionen; 

➢ „Monitor and Advocate“: Monitoring von Regierungshandeln, Gesetzgebungsinitiativen sowie der 

jeweiligen Beschwerdeverfahren, die jungen Menschen zur Verfügung stehen, insbesondere im 

Kontext der für sie besonders relevanten Institutionen einschließlich Bildung, Sozial und Justizsys-

tem; Advocacy im Sinne einer aktiven Einflussnahme im politischen Feld auf die fortschreitende 

Implementierung der UN-Kinderrechte;  

➢ „Respond to complaints“: Entgegennahme und Bearbeitung von Beschwerden von Kindern und 

Jugendlichen sowie von Personen, die sie vertreten und im Bedarfsfall die Bereitstellung oder Ver-

mittlung von Zugängen zum Rechtssystem zur Durchsetzung von Rechten;  

➢ „Encourage Child Participation“: die Bereitstellung von Strukturen, in denen junge Menschen ihre 

Sichtweisen und Positionen in relevanten Öffentlichkeiten präsentieren und zur Geltung bringen 

können und die Förderung öffentlicher Aufmerksamkeit für die Rechte von Kindern und deren Be-

deutung 

Luxemburg, die Niederlande und die Schweiz haben Ombudspersonen bzw. Ombudsstellen für Kin-

derrechte etabliert. Österreich hat in jedem Bundesland eine Kinder- und Jugendanwaltschaft einge-

richtet. In Deutschland wurden seit Anfang der 2000er in zahlreichen Städten und Regionen aus ei-

nem zivilgesellschaftlichen Engagement heraus Beschwerde- und Ombudsstellen gegründet, die pri-

mär darauf ausgerichtet waren, Kinder, Jugendliche und Eltern in Konflikten (z. B. bei Fragen der Leis-

tungsgewährung) mit Jugendämtern zu beraten und zu unterstützen. Seit 2008 besteht das Bundes-

netzwerk Ombudschaft in der Jugendhilfe. Seit 2021 verpflichtet das deutsche Jugendhilferecht in Art. 

9a SGB VIII die Länder zur Einrichtung und Sicherstellung einer ombudschaftlichen Infrastruktur für 

die Beratung junger Menschen und Familien bei Konflikten im Zusammenhang mit Aufgaben der Kin-

der- und Jugendhilfe (Meysen et al. 2022:58).  

In den fünf Ländern werden unterschiedliche Modelle von Ombudschaft umgesetzt, auch wenn ihre 

grundlegende Zielsetzung dieselbe ist: die Umsetzung der Kinderrechte in der Gesellschaft zu fördern, 

 
2
 ENOC, siehe URL: https://enoc.eu/who-we-are/independent-childrens-rights-institutions/ 

https://enoc.eu/who-we-are/independent-childrens-rights-institutions/
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auf systematische Umsetzungslücken hinzuweisen und so mittel- und unmittelbar die Stellung von 

Kindern und Jugendlichen und die Realisierung ihrer Rechte in der Gesellschaft zu stärken. Ombud-

schaft begreift sich als Instanz, die Beteiligungs- und Beschwerderechte von jungen Menschen in all 

ihren Lebensbereichen in der Gesellschaft einfordert. Es ist naheliegend und scheint sinnvoll, wenn 

sich ihre Aufmerksamkeit in besonderer Weise auf solche Bereiche richtet, die für Menschen im Status 

der Minderjährigkeit besondere Relevanz besitzen (Bildungssystem, Wohlfahrtsstaat, Kinder- und Ju-

gendhilfe) oder für diese in einer spezifischen Weise ausgestaltet sind (Justiz), um die kontextspezifi-

sche Umsetzung der Rechte von Kindern und Jugendlichen kritisch zu beobachten (Monitoring) und 

einzufordern.  

Ombudsstellen sind grundsätzlich gut geeignet, kontinuierlich und systematisch auf Rechte von Kin-

dern in der Gesellschaft aufmerksam zu machen und deren Umsetzung anzuregen bzw. einzufordern. 

Damit sind sie Motor für einen gesellschaftliche Awareness-Prozess, der zu bewusstseinsbildenden 

Effekten führen kann. Ombudsstellen können dazu beitragen, dass Öffentlichkeit und gesellschaftliche 

Institutionen – aber auch Kinder und Jugendliche selbst – sich der besonderen Stellung von Minder-

jährigen in der Gesellschaft klarer bewusstwerden. Dies gilt insbesondere für die Gleichzeitigkeit der 

Einschränkung von politischen und wirtschaftlichen Rechten einerseits und der Garantie universeller 

Kinderrechte andererseits. Mit Blick auf die Umsetzung von universellen Kinderrechten übernehmen 

sie eine aufklärende, informierende, beratende, vermittelnde und ermöglichende Funktion. Sie vermit-

teln zwischen Staat und jungen Menschen und treten für die Erlaubnis zur Beschwerde in eigener Sa-

che ein, wenn höchstpersönliche Rechte nach der UN-KRK verletzt werden.  

In Folge von länderspezifischen Entwicklungen verfolgen Ombudsstellen verschiedene Ansätze und 

ihre strukturelle Ansiedlung variiert von einer gesetzlichen Verankerung bis hin zur Organisation in pri-

vater Trägerschaft einer Stiftung. In einigen Ländern adressieren sie die breite Öffentlichkeit (Nieder-

lande, Luxemburg, Österreich) oder fokussieren insbesondere auf kindgerechte Justiz- und Verwal-

tungsverfahren (Schweiz). In Deutschland bezieht sich ihre Arbeit in der Kinder- und Jugendhilfe aus-

drücklich auf die Umsetzung von Leistungsansprüchen junger Menschen (und ihrer Familien) im Rah-

men der Hilfen zur Erziehung, die als Rechtsansprüche nach dem SGB VIII bestehen. Hier tragen 

Ombudsstellen dazu bei, die strukturelle Machtasymmetrie zwischen den leistungsgewährenden so-

wie -erbringenden Trägern und Hilfeadressat:innen in der Kinder- und Jugendhilfe auszugleichen. 

Diese Besonderheit verdankt sich nicht zuletzt dem Umstand, dass die Jugendhilfesysteme in den an-

deren genannten Ländern keine Rechtsansprüche auf Leistungen kennen, die denen in Deutschland 

entsprechen. Damit fehlt in diesen Ländern ein Anlass, Beschwerde- und Ombudsstellen einzurichten, 

die bei Konflikten im Zusammenhang mit der Geltendmachung solcher Ansprüche und bei Leistungs-

entscheidungen beraten, vermitteln und unterstützen.  

Ombudschaft kann die Selbstwirksamkeit von Kindern und Jugendlichen stärken, in dem sie Möglich-

keiten aufzeigt, wo junge Menschen sich einbringen resp. beschweren können. Damit ist die Ombud-

schaft die Instanz, die verlässlich für das Ernstgenommen-Werden junger Menschen sorgt und deren 

Stimme Gehör verschafft sowie Gewicht verleiht – sei es im Einzelfall oder generell. Insbesondere für 

Kinder und Jugendliche, die in Jugendhilfe-Einrichtungen aufwachsen, ist es wichtig, dass sie regel-

mäßig über ihre Beteiligungs- und Beschwerderechte informiert werden und dass sie über das Wissen 

um und Kontaktmöglichkeiten zu Ombudspersonen bzw. -stellen verfügen. 
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Entwicklungsbedarf 

➢ Ombudsstellen sollten ihre Arbeit noch niedrigschwelliger gestalten. Alle jungen Menschen 

sollten wissen, dass es Ombudsstellen in der Kinder- und Jugendhilfe gibt. Ombudsstellen soll-

ten überprüfen, inwieweit sie in ihren Angebots- und Kommunikationsformen die zunehmende 

Ausdifferenzierung von Kindheiten und Jugenden angemessen reflektieren und inwieweit sie – 

entgegen ihrer Absichten – soziale Ungleichheiten unter jungen Menschen reproduzieren, in-

dem sie bestimmten Gruppen junger Menschen mehr Erreichbarkeit, Resonanz und Attraktivi-

tät anbieten als anderen. Ombudsstellen sollten insbesondere reflektieren, inwieweit in Bezug 

auf junge Geflüchtete und Asylsuchende sie Kontaktbarrieren bestehen und wie diese abge-

baut werden können.  

➢ Kinder und Jugendliche selbst sollten stärker in die Ombudschaft einbezogen und auch befä-

higt werden, kinderrechtsbezogene Forderungen an die Politik zu formulieren und zu vertreten. 

Dabei lassen sich Selbstvertretungsorganisationen mehr einbinden als bisher – ein solcher 

Einbezug könnte die Schlagkraft von Ombudschaft in fachpolitischen Diskursen erhöhen und 

zugleich die Vernetzung unter den Organisationen und mit den Ombudsstellen vorantreiben. 

Auf diesem Weg könnte Ombudschaft intensiver Einfluss auf gesellschaftliche Diskurse und 

politische Entwicklungen bis hin zu Gesetzgebungsverfahren nehmen.  

➢ Die Kooperation von Ombudsstellen mit Aufsichtsbehörden sollte intensiviert werden. Sie wäre 

anlassbezogen zu entwickeln, wenn Ombudsstellen zu bestimmten Themen fachlichen Ent-

wicklungsbedarf sehen oder immer wieder Defizite bei der Umsetzung von Kinderrechten aus-

machen. 

Welche Rahmenbedingungen müssen gegeben sein, damit diese Ziele erreicht werden können?  

In manchen Ländern sind Ombudsstellen rechtlich abgesichert worden, nachdem selbstorganisierte 

Zusammenschlüsse dafür erfolgreich lobbyiert haben. Die Erfahrung zeigt, dass damit die Tätigkeit 

von Ombudschaft stärker legitimiert ist. Die teilnehmenden Länder empfehlen deshalb, Ombudsstellen 

auf allen föderalen Ebenen gesetzlich zu verankern und abzusichern. Damit wäre nicht nur ihr Kern-

auftrag, sondern auch ihr politisches Mandat resp. ihr Recht auf politische Lobbyarbeit für die Umset-

zung der Kinderrechte verbrieft.  

Ombudsstellen benötigen eine organisatorische Unabhängigkeit von leistungsgewährenden und -er-

bringenden Trägern – auch was die Personalauswahl betrifft – nicht zuletzt für die systematische Aus-

einandersetzung mit Macht- und Hierarchiefragen sowie die Reflexion ihrer Unabhängigkeit und den 

bewussten Umgang mit Interessenskonflikten zwischen Adressat:innen und öffentlichen wie privaten 

Trägern. Über die gesetzliche Legitimation hinaus benötigen Ombudsstellen eine gute Ressourcen-

ausstattung mit finanziellen Mitteln und Räumen. Last but not least lässt sich die Rolle und Wirksam-

keit von Ombudsstellen stärken, wenn sie sich aktiv vernetzen, z.B. mit Medien oder Presse, und sich 

in bestehende Netzwerke von anderen Ombudsstellen einbinden. 
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2.2 Aufsicht  

Für Kinder und Jugendliche, deren Wohl in ihrer Familie nicht gewährleistet werden kann, werden in 

allen entwickelten Systemen der Kinder- und Jugendhilfe Leistungen vorgehalten, die Lebensorte aus-

serhalb der Herkunftsfamilie bieten: stationäre Erziehungshilfen (Heime3, Erziehungseinrichtungen, 

Wohngemeinschaften, Pflegefamilien. Diese sind staatlich reguliert und Teil der öffentlichen Erzie-

hung. Als solche unterliegen sie einer Bewilligungspflicht und unterstehen staatlicher (bzw. staatlich 

verantworteter) Aufsicht. Vereinfacht gesprochen soll Aufsicht gewährleisten, dass die Bewilligungsvo-

raussetzungen erfüllt sind. Die nationalen Kinder- und Jugendhilfesystem haben Aufsicht auf unter-

schiedliche Weise rechtlich verankert und unterschiedliche Verständnisse und Formen der praktischen 

Umsetzung etabliert. Sowohl in den nationalen wie auch in den internationalen Fachdiskussionen er-

fährt Aufsicht bisher insgesamt wenig Aufmerksamkeit und ist bislang kaum empirisch untersucht (für 

Ausnahmen siehe: Mühlmann 2014; 2021; Biesel et al. 2023; Palsson et al. 2024; Burns et al. 2024). 

Analog zu den Diskussionen an der Tagung konzentrieren sich die folgenden Ausführungen auf die 

Aufsicht über Wohneinrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe.  

 

Welchen Beitrag kann Aufsicht für die Stärkung der Stellung von Kindern und Jugendlichen in der Kin-

der- und Jugendhilfe leisten? 

Unter den Tagungsteilnehmenden herrschte Übereinstimmung darüber, dass Aufsicht spezifische 

Chancen zur Stärkung der Rechte von jungen Menschen in der Kinder- und Jugendhilfe bietet, die je-

doch bisher wenig reflektiert und genutzt werden. Die rechtliche Verankerung von Aufsicht in den teil-

nehmenden Ländern bindet deren Funktion und Ausführung überwiegend in die abstrakte Norm des 

Kindeswohls und an solche der angemessenen Förderung, Gesundheitsversorgung und Personalaus-

stattung. Im deutschen SGB VIII wird (seit der letzten Änderung durch das Kinder- und Jugendstär-

kungsgesetz im Jahr 2021) die Sicherung der Rechte neben der Sicherung des Kindeswohls als Vo-

raussetzung für die Bewilligung von Erziehungseinrichtungen explizit genannt. In der Schweiz besteht 

in der entsprechenden Bundesverordnung (Pflegekinderverordnung) keine analoge explizite Bindung 

der Bewilligung von Einrichtungen an die Gewährleistung von Rechten.  

Die Ergebnisse der Aufarbeitung sexualisierter und körperlicher Gewalt in Heimen (sowie in Schulen, 

Internaten, Verbänden und Vereinen) in der Vergangenheit haben deutlich gezeigt, dass Heime (un-

abhängig von ihrer jeweiligen Einbettung in ein nationales Kinder- Jugendhilfesystem) als Lebensorte 

mit spezifischen Risiken für Erfahrungen von Gewalt und Willkür angesehen werden müssen. Die Risi-

ken sind aber heute keineswegs überholt. Studien aus Deutschland (Rau et al. 2019:35) und den Nie-

derlanden (Euser et al. 2013) haben gezeigt, dass Jugendliche, die in Erziehungseinrichtungen leben, 

auch heute häufiger von sexualisierter Gewalt betroffen sind als Jugendliche, die nicht in Einrichtun-

gen leben.  

In vielen Ländern sind in den vergangenen Jahren Schutzkonzepte sowie Beschwerdeverfahren in Er-

ziehungseinrichtungen eingeführt worden. Auch die Einführung von Konzepten zur Förderung von 

Partizipation sind vermehrt gefordert und umgesetzt worden. Die Verbindlichkeit der Einführung von 

 
3
 Der Begriff «Heim» wird in Österreich nur noch für Alten- und Pflegeheime verwendet. In der österreichischen Kinder- und Jugendhilfe 

wurden vor dem Hintergrund von Missbrauchserfahrungen Heime in den letzten Jahrzehnten aufgelöst und kleiner Wohngemeinschaften 
geschaffen. Wohngemeinschaften dominieren heute in Österreich das sozialpädagogische Angebot. Auch in Deutschland ist der Begriff um-
stritten. Im Folgenden werden Heime, Erziehungseinrichtungen und Wohngemeinschaften synonym verwendet.  
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Beschwerdeverfahren sowie Schutzkonzepten und Partizipationskonzepten variiert über die verschie-

denen Länder hinweg. Auch dort, wo sie sie nicht ausschließlich einer fachlichen Präferenz oder 

Selbstverpflichtung verdanken, sondern vom Gesetz als Bedingung für den Betrieb einer Einrichtung 

vorgegeben sind (wie bspw. in Deutschland; siehe Art. 45, Abs. 2, Satz 4 SGB VIII), sind Verfahren, 

die geeignet sind, die Einführung und Umsetzung solcher Konzepte zu überprüfen, weitgehend unter-

entwickelt. Aufsicht könnte diese Lücke schliessen.  

Eine Betrachtung der länderspezifischen Rahmensetzungen von Aufsicht zeigt nicht nur Unterschiede 

hinsichtlich des Verständnisses (z.B. regelmässige vs. anlassgebundene Aufsicht; Aufsicht als Fach-

beratung oder als Überprüfung von Standards, vgl. Pålsson et al. 2022), sondern auch Unterschiede 

hinsichtlich der praktischen Vorgehensweisen bei Aufsichtsbesuchen, hinsichtlich der Ressourcenaus-

stattung (z.B. Personalschlüssel), hinsichtlich der Frage, an wen die Ergebnisse von Aufsichtsbesu-

chen adressiert werden und hinsichtlich der Machtmittel, über die Aufsichtsbehörden verfügen, wenn 

sie eine Nichterfüllung von Standards beobachten, deren Korrektur Entwicklungsschritte seitens der 

Einrichtung erfordern. Schliesslich zeigen sich Unterschiede hinsichtlich der Themen, Sachverhalte 

und Standards, die Aufsicht gemäss ihrem gesetzlichen Auftrag beobachtet.  

Inwieweit Erziehungseinrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe in ihrer Praxis die UN-Kinderrechte 

vollumfänglich gewährleisten, gehört bisher nicht zu den regelmässigen Themen, auf die Aufsicht 

schaut. Dabei gibt es gute Gründe dafür: zum einen die oben benannten erhöhten Risiken von Integri-

tätsverletzungen für junge Menschen in diesen Einrichtungen, zum anderen ihre erhöhte Betroffenheit 

von Benachteiligungen und Belastungen im Zusammenhang mit den Gründen, die zur Unterbringung 

in einer Erziehungseinrichtung geführt haben. Vor diesem Hintergrund spricht vieles dafür, Aufsicht 

stärker als bisher auf die Gewährleistung von Rechten zu beziehen. Dazu ist es weiter erforderlich, im 

Näheren auszulegen, was die Normen der UN-KRK in der Form von Standards und Kriterien (der Be-

willigung und Aufsicht) für die Kontexte stationärer Erziehungshilfen bedeuten können; dazu liegen in-

zwischen instruktive Vorschläge vor (vgl. Caltwell et al. 2012; Health Information and Quality Authority 

2013; Schnurr/Bodmer 2023). Wenn die in der UN-KRK formulierten Rechte von Kindern und Jugend-

lichen, die als Rechtsnormen Geltung besitzen, die Grundlage für die Gestaltung pädagogischer Orte 

und Beziehungen herangezogen werden, dürften auch die Chancen steigen, dass sich Kinder und Ju-

gendliche, die Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe in Anspruch nehmen, als Nutzende wohlfahrt-

staatlicher Leistungen und als Träger:innen von Grundrechten erfahren können.  

 Empfehlungen   

➢ Kinder- und Jugendhilfesysteme sollten überprüfen, inwieweit die rechtlichen Rahmensetzun-

gen für die Bewilligung von Erziehungseinrichtungen wie auch für die Aufsicht über diese Ein-

richtungen an die Gewährleistung der Rechte von Kindern und Jugendlichen geknüpft sind und 

inwieweit diesbezüglich ein Handlungsbedarf besteht. 

➢ Kinder- und Jugendhilfesysteme sollten Modelle entwickeln, die geeignet sind, die personellen 

und konzeptionellen Ressourcen, die zu einer vollumfänglichen Realisierung der Rechte von in 

Einrichtungen lebenden Kindern und Jugendlichen erforderlich sind, zu erweitern. Eine Mög-

lichkeit dazu ist die Förderung von Modellprojekten, in denen Konzeptionen und Praxisformen 

einer rechtebasierten Pädagogik in Erziehungseinrichtungen erprobt und weiterentwickelt wer-

den. Eine weitere Möglichkeit ist die Erprobung von Modellen der Kooperation von Stellen, die 
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Unterbringungen vermitteln und Leistungserbringern, die Kindern und Jugendlichen Lebens-

orte anbieten.   

➢ Kinder- und Jugendhilfesysteme sollten die in der UN-KRK formulierten Rechte von Minderjäh-

rigen stärker als bisher bei der gesetzlichen Rahmung von Bedingungen für den Betrieb bzw. 

die Bewilligung von Erziehungseinrichtungen (und Pflegefamilien) berücksichtigen. Aus dem 

Katalog der UN-KRK lassen sich Standards und Kriterien sowohl für Bewilligung wie auch für 

Aufsicht sinnvoll ableiten (vgl. Bodmer/Schnurr 2023)4. In Betracht kommen insbesondere die 

Rechte auf:  

o Nichtdiskriminierung (Art. 2, 8,14 UN-KRK) 

o Sicherheit und Schutz vor Verletzungen der körperlichen, sozialen und psychischen Integri-

tät (Art, 3, 6, 29, 37, 40 UN-KRK) 

o Partizipation (Art. 2 UN-KRK) 

o Kontakt zu Familie, Freundinnen und Freunden (Art. 8 UN-KRK) 

o Bildung (Art. 28 UN-KRK) 

o Gesundheit (Art. 23, 24 UN-KRK) 

o Privatsphäre (Art. 16, 31 UN-KRK)  

o Meinungsfreiheit, Informationsfreiheit, Mediennutzung (Art. 13, 17 UN-KRK) 

➢ Kinder- und Jugendhilfesysteme sollten die Verfahren und Formate, denen Aufsichtsbehörden fol-

gen, wenn sie ihre Funktionen wahrnehmen und beispielsweise Einrichtungen besuchen, darauf-

hin überprüfen, inwieweit sie die in den Einrichtungen lebenden Kinder und Jugendlichen ange-

messen einbeziehen. Als Nutzerinnen und Nutzer können Kinder und Jugendliche, die in Erzie-

hungseinrichtungen leben, Sichtweisen und Erfahrungen einbringen, die für die Ausübung der Auf-

sichtsfunktion bedeutsam sein können. Ebenso wichtig scheint es, Form zu finden, Kinder und Ju-

gendliche als Adressat:innen auch über Ergebnisse von Aufsichtsbesuchen zu informieren. 

Kinder- und Jugendhilfesysteme sollten die Verfahren und Formate, denen Aufsichtsbehörden folgen, 

wenn sie ihre Funktionen wahrnehmen, daraufhin überprüfen, inwieweit sie geeignet sind, als Impulse 

für die Qualitätsentwicklung zu dienen. Welche Rahmenbedingungen müssen gegeben sein, damit 

diese Ziele erreicht werden können? 

Das Ausschöpfen der Potenziale, die in einer Neukonzipierung von Aufsicht liegen, wie sie oben skiz-

ziert wurde, ist an zahlreiche Voraussetzungen auf verschiedenen Ebenen gebunden. Der konkretisie-

rende Einbau der UN-KRK und der UN-BRK und der dort verbrieften Rechte in die Kontexte der Er-

bringung von Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe kann nur gelingen, wenn Fortschritte auf dem 

Gebiet der Rechtsentwicklung und auf dem Gebiet der Entwicklung von Konzepten, Aufgabenver-

ständnissen und Praxisformen erzielt werden. Ein neues Verständnis von Aufsicht kann zudem für die 

Gestaltung der Beziehungen zwischen Aufsichtsbehörden und Einrichtungen nicht ohne Folgen blei-

ben. Hier sind entsprechende Klärungs- und Verständigungsprozesse notwendig.  

 
4
 Zudem wäre eine ergänzende Bezugnahme auf die UN-BRK denkbar. Schliesslich haben junge Menschen mit Beeinträchtigungen und 

Behinderungen u.a. ein Recht auf Teilhabe und Barrierefreiheit. Eine solche Bezugnahme würde die Umsetzung einer inklusiven Kinder- und 
Jugendhilfe zudem fördern. 
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Für die praktische Durchführung von Aufsicht braucht es zudem neue konzeptionelle Entwürfe, die 

nicht zuletzt auch die Beteiligung von Kindern und Jugendlichen – etwa bei der Durchführung von Auf-

sichtsbesuchen – zu berücksichtigen haben. Wenn Standards, die im Rahmen von Aufsicht überprüft 

werden, sich nicht auf die Sphäre quantifizierbarer und messbarer Sachverhalte beschränken, dürfte 

ihre Beurteilung und deren Rückmeldung anspruchsvoller werden, was auf einen erhöhten Bedarf an 

zeitlichen Ressourcen verweist, der generell für Aufsicht und die damit beauftragen Behörden ver-

weist. Desgleichen ist anzunehmen, Personen, die im Auftrag von Aufsichtsbehörden Aufsicht wahr-

nehmen und Aufsichtsbesuche durchführen, besondere Qualifikationen mitbringen bzw. erwerben soll-

ten.   

2.3 Selbstorganisation und Selbstvertretungsorganisationen 

Unter Selbstorganisation und Selbstvertretungsorganisationen werden Formen der Repräsentation 

und Interessenartikulation im Kontext der Kinder und Jugendhilfe gefasst, in denen sich Kinder, Ju-

gendliche oder Erwachsene als (ehemalige) Adressat:innen der Kinder- und Jugendhilfe zusammen-

schließen (d.h. Care Leavers), um ihre Erfahrungen als Angebotsnutzende zu reflektieren und einzu-

ordnen und um ihre Anliegen und Interessen in Bezug auf Strukturen, Angebote und Praxisformen der 

Kinder- und Jugendhilfe zu klären und gegenüber relevanten Öffentlichkeiten und Institutionen zu ver-

treten.  

Im Unterschied zu den weiter oben genannten Formen werden sind es bei Selbstvertretungsorganisa-

tionen weder zivilgesellschaftliche Akteure oder Fachpersonen/Fachkräfte, die im Modus der Advoka-

torik für die Rechte von Kindern und Jugendlichen eintreten (wie etwa bei den Beschwerde- und Om-

budsstellen), noch staatliche Institutionen bzw. staatlich beauftragte Akteure, die über die Gewährleis-

tung von Mindeststandards durch Leistungserbringer der Kinder- und Jugendhilfe wachen, sondern es 

sind (ehemalige) Angebotsnutzende selbst, die ihre Anliegen und Interessen artikulieren. Gegenwärtig 

sind es vor allem (ehemalige) Nutzer:innen von stationären Hilfen zu Erziehung und Pflegefamilien, 

die sich in Selbstvertretungsorganisation zusammengeschlossen haben. Dazu zählen Selbstvertretun-

gen von jungen Menschen, die in Einrichtungen leben sowie Vereine und Verbände, in denen sich 

Care Leaver organisiert haben.  

Selbstvertretungen junger Menschen, die in Wohneinrichtungen leben, sind bspw. in Deutschland in 

den Bundesländern Bayern, Brandenburg, Hessen, Nordrhein-Westfalen und Rheinland-Pfalz auf 

Landesebene etabliert (Zukunftsforum Heimerziehung 2021:44). Seit dem Inkrafttreten des Kinder- 

und Jugendstärkungsgesetzes (2021) sind „selbstorganisierte Zusammenschlüsse zur Selbstvertre-

tung“ als integraler Bestandteil des Kinder- und Jugendhilfesystems gesetzlich anerkannt und die Trä-

ger der öffentlichen Kinder- und Jugendhilfe (Jugendämter und Landesjugendämter) zur Zusammen-

arbeit mit diesen verpflichtet (Art. 4a SGB VIII; Meysen et al. 2021:51 ff.).  

Die finnische Nichtregierungsorganisation Pesäpuu startete Mitte der 2000er eine Gruppe von jungen 

Menschen aus stationären Erziehungshilfen, die den Auftrag erhielt, die Praxis über Probleme aus 

Sicht der Angebotsnutzenden zu informieren; aus dieser Gruppe von 10 jungen Frauen, die sich Sel-

viytyät („Überlebende“) nannten, entwickelte sich ein nationales Netzwerk, dessen Expertise für Fra-

gen der Erziehungshilfen aus Nutzendensicht anerkannt ist und das kontinuierlich für Stellungnahmen 

und Empfehlungen  – auch von Regierungen – angefragt wird (Pösö 2018:115 f.).  
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In Deutschland und in der Schweiz haben sich in den vergangenen Jahren Care Leaver in nationalen 

Verbänden zusammengeschlossen (Deutschland: Care Leaver e. V. https://careleaver.de/about-

us/der-verein/; in der Schweiz: Verein Care Leaver Schweiz, https://www.careleaver.ch/). In Österreich 

wurde der Care Leaver Verein gegründet. In den Niederlanden wird zunehmend die Perspektive von 

Erfahrungsexperten (junge Menschen und Eltern, in der Betreuung und nach der Betreuung) einbezo-

gen. Dies wurde für Einrichtungen mit einer größeren Anzahl von Jugendlichen (Patienten/Klienten) 

verpflichtend gemacht. Bei Anträgen auf Forschungsförderung aus öffentlichen Mitteln muss verpflich-

tend die Perspektive von Erfahrungsexperten einbezogen werden. 

 

Welchen Beitrag können Selbstorganisation bzw. Selbstvertretungsorganisationen für die Stärkung 

der Stellung von Kindern und Jugendlichen in der Kinder- und Jugendhilfe leisten? 

 

Junge Menschen, die Angebote der Kinder- und Jugendhilfe in Anspruch nehmen, können in Selbst-

vertretungsorganisationen die Erfahrung machen, dass sie mit ihren Lebensumständen nicht allein 

sind, dass «es andere gibt, denen es ähnlich geht». Die Erfahrung, dass andere von gleichen oder 

ähnlichen Lebenslagen und strukturellen Benachteiligungen betroffen sind, dass andere ähnliche kon-

flikthafte Erfahrungen mit Eltern, Jugendhilfeinstitutionen, Erziehungseinrichtungen Heimen oder 

Fachpersonen haben, kann diese jungen Menschen stärken. Der Austausch mit anderen Menschen 

über gleiche oder ähnliche Erfahrungsräume, kann helfen, Fremd- und Selbststigmatisierungen zu re-

lativieren.  

Selbstorganisation und Selbstvertretungsorganisationen können  

- einen Beitrag zur Stärkung der Rechte von jungen Menschen leisten, in dem sie darüber infor-

mieren, dass Angebotsnutzende nicht nur ein «ein Recht auf Rechte», sondern darüber hinaus 

geschriebene und anerkannte Grundrechte haben, die auch in den Angeboten der Kinder- und 

Jugendhilfe gelten.  

- Räume schaffen, in denen Angebotsnutzende sich darüber austauschen, wie sie die Angebote 

der Kinder- und Jugendhilfe erleben, welchen Nutzen sie daraus ziehen, was aus ihrer Sicht 

verbessert werden kann und sollte.  

- Räume schaffen, in denen junge Menschen Angebote entwickeln können, die ihren Bedarfen 

entsprechen, aber noch nicht etabliert sind.    

- Angebotsnutzende dabei unterstützen, ihre Erfahrungen, Sichtweisen und Bedürfnisse in rele-

vanten fachlichen und fachpolitischen Öffentlichkeiten zu artikulieren.  

- wichtige Beiträge zur Sichtbarkeit und Anerkennung der Erfahrungen und Bedürfnisse der Ad-

ressat:innen und Nutzer:innen von Angeboten der Kinder- und Jugendhilfe leisten – nicht nur in 

der Fachöffentlichkeit, sondern auch im politischen System (z.B. bei Politiker:innen).  

- Orte der (Selbst-) Bildung sein und Gelegenheiten zum Aufbau von Artikulations- und Hand-

lungsmöglichkeiten, von Selbstwirksamkeitserfahrungen und Selbstvertrauen bieten, sowohl 

für Einzelne als auch für Gruppen und Kollektive.  

Selbstvertretung und Selbstvertretungsorganisationen können nicht nur die jungen Menschen in der 

Kinder- und Jugendhilfe stärken und ihre Stellung als Träger:innen von Grundrechten für sie selbst 

https://careleaver.de/about-us/der-verein/
https://careleaver.de/about-us/der-verein/
https://www.careleaver.ch/
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und für relevante Öffentlichkeiten erfahrbar machen. Sie können (auf der «Systemebene») zu einem 

Kulturwandel beitragen – insbesondere zu einer Abkehr von paternalistischen Haltungen und Praxis-

formen und zu einer Stärkung einer Kultur der Partizipation (vgl. Zukunftsforum Heimerziehung 

2021:45) und zu einer Transformation der Rollenbilder von Adressat:innen.  

Empfehlungen 

 

➢ Staaten bzw. Länder sollten Selbstorganisation und Selbstvertretungsorganisationen als einen 

integralen Bestandteil des Kinder- und Jugendhilfesystems anerkennen und fördern.  

➢ Kinder- und Jugendhilfesystems sollten dafür sorgen, dass Formen der Selbstorganisation und 

Selbstvertretungsorganisationen eine rechtliche Rahmung erhalten, die ihre Unabhängigkeit 

anerkennt und gewährleistet.  

➢ Kinder- und Jugendhilfesysteme sollten dafür sorgen, dass Selbstvertretungsorganisationen 

kompetente Unterstützung aktiv nachfragen und in Anspruch nehmen können, die von Selbst-

vertretungsorganisationen als Dienstleistung verstanden werden kann und primär im Modus 

der Beratung, Moderation und Begleitung agiert.  

 

Welche Rahmenbedingungen müssen gegeben sein, damit diese Ziele erreicht werden können? 

 

Junge Menschen, die sich selbst organisieren und/oder in Selbstvertretungsorganisationen mitwirken 

sind auf Ressourcen angewiesen: dazu zählen zeitliche, aber auch finanzielle Ressourcen (z.B. für 

Meetings, Mobilität, Mediennutzung usw.). Im Allgemeinen sind solche Ressourcen leichter dauerhaft 

bereitzustellen, wenn Selbstorganisation und Selbstvertretungsorganisationen gesetzlich anerkannt 

sind. Es sollte gewährleistet sein, dass die jeweiligen Arbeitsformen und Funktionsrollen auf die jewei-

ligen individuell unterschiedlichen Vulnerabilitäten der Akteur:innen Rücksicht nehmen. Wenn junge 

Menschen sich (z.B. in Sprechenden- oder Vertretungsrollen) exponieren und in öffentlichen Settings 

ihre Lebenslagen und Biografien vorstellen, sollte ihnen dafür Begleitung angeboten werden. Ein An-

gebot für Begleitung sollte sowohl hinsichtlich der Vorbereitung als auch der Nachbereitung bestehen. 

Es kann sinnvoll sein, Ressourcen zur Verfügung zu stellen und bereitzuhalten, die angemessene Un-

terstützung anbieten können, wenn Situationen als stark verunsichernd, verletztend oder retraumati-

sierend erlebt werden.  

Selbstorganisation und Selbstvertretungsorganisationen können davon profitieren, wenn sie von Er-

wachsenen unterstützt und begleitet werden. Gemeint ist hier eine Unterstützung im Modus der Mode-

ration und der Ermutigung, die sich insbesondere auf Prozesse der Organisation, des Austausches 

über Anliegen und Bedürfnisse, der Meinungsbildung und des Erarbeitens von Positionen bezieht. Ex-

terne Unterstützung kann auch dazu beitragen, dass Konflikte in Selbstvertretungsorganisationen fair 

und konstruktiv bearbeitet werden können. Schliesslich könnten Personen, die Selbstvertretungsorga-

nisationen begleiten und unterstützen auch mit dafür sorgen, dass Selbstvertretungsorganisationen 

nicht instrumentalisiert werden und dass ihnen nicht zu viel Verantwortung aufgebürdet wird.  
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